
Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Aha, gut. - Wird dazu noch das Wort gewünscht? - Bitte schön.

Dr. König (CDU/DA):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin Vorsit­
zender des Ausschusses für Bauwesen. Der Ausschuß Bauwe­
sen, Wohnungswirtschaft und Städtebau hat sich in zwei Bera­
tungen mit der Drucksache 232 beschäftigt. Einstimmig, auch 
mit Zustimmung des Vertreters der PDS, hat der Ausschuß am 
am 19.9. die Erfordernisse an die Erarbeitung einer solchen Ver­
ordnung abgelehnt. Im Einigungsvertrag einschließlich der heu­
te verhandelten Drucksache 217 a in Anlage 2 sind Erfordernisse 
zum Mietzins, zu Förderungsprogrammen und Zuwendungen 
zur Fortschreibung angemahnt.

Auch Aussagen zur Erstanbietungspflicht an bisherige Mieter 
bei Wohneigentumsbildung sind erfaßt. Ich verweise auf eine 
Aussage des Ausschusses Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau des Bundestages, der in seiner Stellungnahme gesagt hat, 
daß die schrittweise Heranführung der Mieten an das westdeut­
sche System erfolgen müsse, daß ein Erfordernis verstärkten 
Kündigungsschutzes der heutigen DDR durchgesetzt werden 
muß, daß die behutsame Anpassung der Bestandsmieten und die 
Einführung des Wohngeldes gesehen werden muß und ich zitie­
re wörtlich „das Wohnen in den neuen Bundesländern einen für 

'aushalte mit geringem Einkommen bezahlbaren Wert erhält.“

Wir hatten in den Hinweisen an die Ausschüsse Deutsche Ein­
heit, gefaßt in der Drucksache 217 a Anlage 2 bzw. in den von mir 
zitierten Stellungnahmen des Bundestagsausschusses, die Pro­
blematik erfaßt und Erfordernisse benannt, zumal wir inhaltlich 
den Forderungen weitestgehend zustimmen.

Wir wollen diese Thematik jetzt nicht in den Wahlkampf ge­
führt sehen und bitten, die Nichtbestätigung der Forderung auf 
Verordnungserstellung analog der einstimmigen Aussage des 
Ausschusses, dieser Stellungnahme zuzustimmen, besonders 
mit der Erwartung, daß die Hinweise zu sachgemäßen Lösungen 
in dem deutschen Parlament dann führen. Ich danke.

(Vereinzelt Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter! Gestatten Sie noch eine Anfrage? 

(Dr. König, CDU/DA: Ja, bitte.)

Bitte am Mikrofon 4.

Claus (PDS):

Herr Dr. König! Nicht zu Ihren inhaltlichen Ausführungen. 
Ich möchte Sie nur fragen, sind Sie zu einer geringfügigen Präzi­
sierung Ihrer Aussage in folgender Art bereit: Als jene Abstim­
mung im Ausschuß herbeigeführt wurde, konnten die stimmbe­
rechtigten Ausschußmitglieder nicht teilnehmen, und der Ver­
treter der PDS hatte kein Stimmrecht. Es erfolgte also diese Ver­
handlung nicht mit der Zustimmung der PDS, sondern lediglich 
ohne ihre Anwesenheit. Das ist etwas anderes, weil Ihre Aussage 
jetzt interpretieren ließe, es hätte vorher eine solche Zustim­
mung und jetzt eine andere Auffassung gegeben.

Dr. König (CDU/DA):

Es hat sich der Ausschuß zweimal, sagte ich, mit dieser Proble­
matik beschäftigt. Es stimmt, in der ersten Beratung war kein 
Vertreter der PDS anwesend. Das habe ich nicht behauptet. In der 
zweiten Abstimmung war ein stimmberechtigter Vertreter der 
PDS anwesend, und der Beschluß ist einstimmig gefaßt worden.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gibt es weitere Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. Dann 
kommen wir zur Abstimmung dieses Antrages in dem Wortlaut, 
wie er Ihnen vorliegt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Danke. Wer 
enthält sich der Stimme? - Danke. Damit ist dieser Antrag mehr­
heitlich abgelehnt.

Da der Abgeordnete Claus zu meinem Aktenvermerk - ich be­
tone, das war ein Aktenvermerk und kein offizielles Schreiben - 
eine Entschuldigung verlangt hat, werde ich ihm folgende Erklä­
rung dazu abgeben:

In der letzten Woche wurde von verschiedenen Seiten die Fra­
ge an mich herangetragen, ob die Abgeordneten der Volkskam­
mer nicht davon ausgehen konnten, daß ihr Abgeordnetenman­
dat bis zur gesamtdeutschen Wahl gilt. Viele Abgeordnete sahen 
auch eine Notwendigkeit, insbesondere bis zur Konstituierung 
der Landtage, für ihre Wahlkreise zur Verfügung zu stehen.

Schließlich ging es auch um ihre Mitarbeiter, um Raumfragen, 
um Bürotechnik, aber auch um die Lösung von Übergangsrege­
lungen für die Verwaltung der Volkskammer.

Alle diese Fragen stehen mit dem Status der Abgeordneten im 
unmittelbaren Zusammenhang. Ich habe deshalb an Herrn 
Krause, Herrn Minister Schäuble, Herrn Bundeskanzler Kohl 
und Frau Bundestagspräsidentin Süssmuth geschrieben und ge­
beten, zu prüfen, ob der Abgeordnetenstatus für alle Abgeordne­
ten bis zum 2. Dezember 1990 aufrechterhalten werden kann.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

Den Wortlaut meines per Telefax übermittelten Aktenver­
merks habe ich eine Stunde nach Absendung dem Präsidium der 
Volkskammer vorgelegt.

Der Aktenvermerk geriet unglücklicherweise durch Indiskre­
tion in die Presse. Dabei wurde mein Anliegen nur auf Finanzfra­
gen reduziert. Außerdem wurde damit auch mein Hinweis öf­
fentlich, daß durch die Ungleichbehandlung der Abgeordneten 
möglicherweise im Zusammenhang mit dem Einigungsvertrag 
Unsicherheiten entstehen könnten. Soweit diese letzte Erklä­
rung Unwillen hervorgerufen hat, bedaure ich das sehr. Es ging 
mir einzig und allein um die Vertretung der Interessen der Abge­
ordneten und der für sie tätigen Mitarbeiter.

(Vereinzelt Beifall)

Im Ergebnis stellte sich heraus, daß eine Sicherung des Abge­
ordnetenstatus über den 2. Oktober hinaus nicht möglich war. 
Da aber das Abgeordnetengesetz der Volkskammer nicht in den 
Einigungsvertrag übernommen wurde, konnte wenigstens eine 
Teillösung für alle Betroffenen erreicht werden. Auch die Raum­
fragen und andere damit zusammenhängende Fragen konnten 
inzwischen gelöst werden. Die Klärung weiterer Probleme steht 
noch aus.

Soweit meine Erklärung zu dem Aktenvermerk.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 9:

Beschlußempfehlung des Finanzausschusses, 
betreffend Erlassung von Schulden 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 183 a)

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Bitte.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Im Beschlußvorschlag heißt es:

„Es wird empfohlen, dem Antrag der Fraktion der PDS in 
dieser Form nicht zuzustimmen.“
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(Hört, hört! Zuruf von CDU/DA)


